
Beschl.-Nr. 5 

STADT LANDSHUT 

Auszug 
aus der Sitzungs-Niederschrift 

des Finanz- und Wirtschaftsausschusses vom 14.12.2017 

Betreff: Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogramms Bayern (LEP) 
- Antrag der Frau Stadträtin Hedwig Bergmann, Bündnis 90/Die Grünen, vom 
30.11 .201 7, Nr. 616 

Referent: Dipl.-Betriebswirt (FH) Rupert Aigner 

Von den 10 Mitgliedern waren 8 anwesend. 

In öffentlicher Sitzung wurde auf Antrag des Referenten 

einstimmig 

mit 8 gegen 0 Stimmen beschlossen: 

Vom Bericht wird Kenntnis genommen. Die Stellungnahme des Plenums vom 28.1 0.2016 
wird erneut zum Beschluss erhoben (sh. Anlage). 

Hinsichtlich der Flächengröße bei Verkaufsflächen ist auf eine differenzierte Ausgestaltung 
entsprechend der jeweiligen zentralenörtlichen Funktion der in Frage kommenden Gemeinde 
abzustellen. 

Dem Antrag Nr. 616 ist damit Rechnung getragen. 

14.12.2017 

SHUT 

Erwin Schneck 
3. Bürgermeister "'°' · 



Beschl.~r. 2 
STADT LANDSHUT 

Auszug 
aus der Sitzungs-Niederschrift 

des Plenums vom 28.10.2016 

e.tretT: Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogramms Bayem (LEP) 
- Antrag der Frauen Stadträtinnen Elke-März-Granda und Christine 
Ackermann (ODP) vom 11.10.2016, Nr. 438, Dringlichkeitsantrag der 
Frau Städtratin Hedwig Borgmann vom 18.10.2016, Nr. 442 -

Referent: Olpl.-Betriebswirt (FH) Rupert Aigner 

Von den 45· Mitgliedern waren 40 anwesend. 

In Ol'fentlicher Sitzung wurde auf Antrag des Referenten 

einstimmig 

mit gegen Stimmen bescl'llossen: 

Vom Bericht wird Kenntnis genommen. 

Die Stadt Landshut gibt zur Teilfortschreibung des LEP folgende Stellungnahme 
ab: 

1. Die inflationäre Aufstufung und erhebliche Ausweitung der zentralen Orte stellt 
landesplanerisch einen Rückschritt dar. Vernünftige Landesplanung soll zu 
einer Stärkung von zentralen Orten und ihren Einrichtungen führen. Es macht 
wenig Sinn, in unmittelbarer Nähe von Oberzentren eine Vielzahl von Mittel­
und Unterzentren auszuweisen, damit werden die Oberzentren geschwächt, 
sowie die Stadt-Umland-Problematik verschärft (Speckgürtelsyndrom). 

2. Auch die Ausweisung von weiteren Teilräumen mit besonderem 
Handlungsbedarf führt zu einer Schwächung der zentralen Orte und macht 
sich im Kommunalen Finanzausgleich negativ bemerkbar. Die Stärkung dieser 
Teilräume sollte besser über eine lnfrastrukturoffensive der Staatsregierung 
unterstützt werden. 

3. Die Stadt Landshut spricht sich mit Nachdruck gegen eine Lockerung des 
Anbindegebietes aus (LEP E-3.3). 
Auf die Beschlussvorlage des Regionalen Planungsverbandes Landshut vom 
26.10.2016 - die Anlage dieses Beschlusses ist-wird verwiesen. 

Landshut, den 28.10.2016 
STADT LANDSHUT 

k1{ 
Hans Rampf 
Oberbürgermeister 



Regionaler Plslungaverband 
Landshut 

vorlaat 

Drude.lache 
Nr. 3fl7.10.16 

an den Planungsausschuss des Regionalen Planungsverbandes Landshut 

TOP 3: •.• Tellfortschrelbung d• Lllnd...,.twlcklungaprogramma 
Bayem (LEP·); 
Anh6rungaverfahren zum Entwurf vom 12. Jull 2018 
Stellungnahme und Beechluu 

Berichterstatter: Regionlbeauftragter Constantin Nehla 

Der Ministerrat hat am 12.07.2016 den Entwurf der Teilfortschreibung des Landesent­
wiclWngaprogrammes zustimmend· zur Kenntnis genon111en. Die Tellortlchrel>ung 
umfaut folgende Punkte: 

1. Fortachrebung des Zentrale-Orte-Systems 
2. Erweiterung des Raums mit besonderem Handlungsbedarf 
3. Erleichterungen beim Anbindegebot und Zielabweichungsverfahren 
4. Bev61kerungsvertrlglicher Ausbau des Stromnetzes 

Gemlß Art. 18 Abi. 1 BaylplG werden auch die Planungsverblnde bei der Anderung 
dea Landesentwicklungsprogrammes beteiligt 

Der Regionale Planungsverband ·hat den Entwurf einer Stellungnahme zur Tellort­
IChrel>ung erarbeitet. Die eingegangenen Stellungnahmen der Verbandlmitglleder 
sind hierbei betOcbichtigt 

B•chluuvwhlag: 
Der Planunpauuchuaa bMchllelt, Im Rahmen d• Anh6rungaver­
fahrena zur Tellfort.chrelbung du Land-ntwlcklunpprogn1m· 
mes, die angefOgte SWlungnahme abzugeben. 

Anlw; 
Entwurf der Stellungnahme zur Teilfortschreibung des Landesentwick­
lungsprogrammes 



AnllHj 

Oie bayerilche Staatsregierung hat den Entwurf einer Teilfortschreibung des Lande­
sentwtddungsprogremmes 2013 (LEP) vorgelegt. 

Im Welenttichen einet hierbei 'to1ge~ Anderungen vorgeseten: 
• Au1weltung ~ Raumes mit belonderem Handlung1bedarf (RmbH), 
• Anderung des zantra.Ortlichen Funktion einer V1elzahl von· Stichen und Ge­

meinden sowie 
• Lockerungen bei der Anbindung von Gewerbe- und Industriegebieten. 

Der Regionale Planungsverband ~andehut nimmt zu den einzelnen .Anderungen wie 
folgt SteHung: 

ßAYmt mn bM9ndlrem Htßdkma•bld•rf 
Aus Sicht des Regionalen Planung1verbandes kann die vorgesehene Fortachrel>ung 
del LEP sowohl mit positiven, wie auch mtt negativen Auswirkungen verbunden sein. 
So k6Men durch die Erweiterung des Raumes mit betonderem Handlungsbedarf 
mehr Gemeinden von den VorzOgen besonders gOnstiger FOrderDedinQungen profttie­
ren. FaHs alerdinge nicht zugleich eine Erhöhung der eingesetzten Mtnet durch die 
Fachrel80r11s erf<>Vt, wird diele AndeNng krttilch gesehen. Die erweiterte Gebietaku­
llle konnte IOdann dazu fDhren, ·daM die verfOgberen Gelder je Gemeinde WHringert 
und damit auch die Wirkumkeit der UnterstOtzung veningert WOrde. Mit einer E,_,. 
Nng wlre inloweit eher zu befQrchten, dau ·der Abbau von Disparitl•n. verringert 
wid. Die Staatsregierung Wird daher aufgefordert, die Erweiterung der Rlume mit be­
sonderem Handlungsbedarf mit den verfOgbaren Mitteln der Fachrworta abzultim­
men. 

Zudem wird die G9rahr gesehen, dass die Kennzeichnung einer Gemeinde ala struk­
tuf9Chwach auch zu einem Negativimage fOhren kann. 

Zln1rllQdlicbu Syttem 
In der Region Landshut soll dae z.entralOrtliche System nur geringfQgig verlndert wer­
den. Der Regionale Planungsverband erhebt gegen die vorge„henen Änderungen 
keine Bedenken. 

Wichtiger als Fragen der Auf„ und Abstufung zentraler Orte erscheint allerdings, die 
Vorschriften zur Versorgung der Bev61kerung, zur Herstellung gteichwertlger L.eben1-
verhlltnitle sowie der hienarchlechen Beziehung der Gemeinden und Ortsteile zuei­
n1nder zu verbHMm. Aus Sicht del Planungsverbandel wlre hierzu erforderlich, 
den zentralen Orten klarere Funktionen zuzuweisen und diese auch mit den fQr die 
ErfOlung ihrer Funktionen erfordertlchen Mitteln auszustatten. Daneben aolle zudem 
kiarer festgelegt werden, welche Ortsteile einen zentral&tllchen Status genießen. 

LodstNDAIO bei der Anbindyna von Gewmbt- yod lndUltrtlgobioten 
Die vorgesehenen Ertelchterungen bei der Anblndung neuer Gewerbegebiete an vor­
hendene Siedlungseinheiten können geeignet Min, die Entwicklung von Gewerbege­
bieten insgesamt zu vereinfachen. Aus Sicht des Planungsverbandel 80llle allerdings 
vermieden werden, dll8 die Gemeinden In einen ruin&len Oberbietungawettbewerb 
bei d• Ausweisung möglichst billger Gewerbegebiete geetorzt werden, da ein aolcher 
letztlich die Flnanzll• aller Gernejnden nachteHJg beeintluest. Da der Markt verfOgba-



rer GewerbegrundstOcke per se OberOrtllch ist, aoute der Freistaat seiner Verantwor· 
tung an~r Spielregeln hier weiterhin gerecht werden. 

Bereits heute ilt zudem die Pllnungsreglon ·Landshut eine insgesamt wirl9cheftsatar· 
ke und wachsende Region. Auch mit den beallhenden Regeln konnten In den ver­
gMgenen Jahren eine Vielzahl marktgerechllr Gewerbegebiete raliliert werden. FOr 
die ReQlon Landlhut wird daher bezweifelt, ob die Neun1gelung zu aubltlnziellen 
Verbeaeerungen tDhrt. Daneben sieht zu befOrchten, da• durch die vorg111hene Re­
gelung jene Gemeinden besonders begOnatigt werden, die ohnehin eine lnhltruldlf. 
relle Lagegunst aufweisen. Die vorgesehenen Neuregelungen kOnnen daher auch da­
zu fbhren, beltlhende rlumllche Dilparitlten zu verstlrten. 

Aus regionalplanerilcher Sicht wtre eher vordringlich, auf eine qualitative Weiterent­
wicklung von Gewerbegebieten hlnzuwirtten. WOnachenswert wlre, das die ~ 
reglerung die Stldte und Gemeinden IOWie die Regionalen Planungsverblnde bei der 
Entwicklung hochwertiger Gewerbegebiete unterstOtzt. 

SchllelMlch beltlhen aus Sicht des Planungeverbandea Fragen zur Hllndhabbertteit 
der vorgeeehenen Regelungen. lnabeeondere ·erschließt sich nicht ohne Weltln11, 
was sien-u unter (a) der Beschrlnkung der Ansiedlungen auf das unmittelbare Um­
feld von Anachluantetlen, (b} der Venneidung einer bandartigen Siedlungtentwtck­
lung und (c) ~ Bahnan1Chlu11 i.S.d. Vorschrift vemanden werden IOI. 


